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Stellungnahme zum Antrag der FDP-Fraktion 
„Kluge Kinder: Starke frühkindliche Bildung und die Möglichkeit eines 
Schulfähigkeitsjahres für einen guten Start in die Grundschule“ 
Drucksache 18/18111 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Braun, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu dem Antrag der FDP-Fraktion „Kluge Kinder: Starke frühkind-
liche Bildung und die Möglichkeit eines Schulfähigkeitsjahres für einen guten Start in die Grundschule“ 
bedanken wir uns. 
 
Das Ziel, Kinder in ihren Kompetenzen früher zu stärken, um einen bestmöglichen Einstieg in die Schul-
laufbahn zu ermöglichen ist ausdrücklich zu begrüßen. Dieses Ziel haben sowohl der vorliegende An-
trag wie auch der Entwurf für ein 18. Schulrechtsänderungsgesetz gemein. Die Ergebnisse der Schu-
leingangsuntersuchungen insbesondere im Bereich der Sprachkompetenz sind eine eindrückliche Fest-
stellung, die ein Gegensteuern dringlich machen. Insoweit ist die Gesetzesinitiative der Landesregie-
rung mit dem 18. Schulrechtsänderungsgesetz sowie die darin zum Ausdruck kommende Bereitschaft, 
substanzielle Finanzmittel zur Verbesserung der Sprachkompetenzen zu investieren, anzuerkennen 
und zu begrüßen.  
 
Hinsichtlich des Feststellungsteils des Antrags sowie des Beschlussteils in Bezug auf die alltagsinte-
grierte Sprachförderung in der frühkindlichen Bildung und der Einführung der sogenannten ABC-Klas-
sen wird auf die gemeinsame Stellungnahme mit dem Städtetag NRW zum 18. Schulrechtsänderungs-
gesetz (Drs. 18/3672) verwiesen. 
 
Das Anliegen des Antrags, die Bildungschancen von Kindern frühzeitig zu erhöhen und den Übergang 
von der frühkindlichen Bildung in die Grundschule zu verbessern, ist ausdrücklich zu begrüßen. Es ist 
festzustellen, dass Kinder mit sehr unterschiedlichen sprachlichen, motorischen, sozial-emotionalen 
und kognitiven Voraussetzungen eingeschult werden und sich hieraus erhebliche Herausforderungen 
für einen chancengerechten Schulstart ergeben. 
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Bezogen auf die von der FDP-Fraktion beantragte Einführung eines sogenannten Schulfähigkeitsjahres 
ist festzuhalten, dass das Modell in rechtlicher, pädagogischer, finanzieller und organisatorischer Hin-
sicht zahlreiche Fragen aufwirft, deren Beantwortung sich auch nicht durch die Ausführungen des An-
trags ergibt. Das skizzierte sogenannte Schulfähigkeitsjahr erscheint derzeit nicht in ein tragfähiges 
Gesamtkonzept für den Übergang von frühkindlicher Bildung in die Primarstufe sowie die bestehende 
kommunale Bildungslandschaft eingebettet. 
 
Frühkindliche Bildung und ein gelingender Schulstart setzen sichere Bindungen, entwicklungsange-
messene Lernumgebungen und ein abgestimmtes Zusammenwirken von Kindertageseinrichtung, 
Grundschule, Jugendhilfe, Schulträger, Schulaufsicht, Gesundheitsamt und den Eltern voraus. 
 
Zudem darf Schulfähigkeit nicht auf Sprachkompetenz verkürzt werden. Vorläuferfähigkeiten umfas-
sen neben den sprachlichen Kompetenzen insbesondere sozial-emotionale Stabilität, Konzentrations-
fähigkeit, Selbstständigkeit, Motorik sowie grundlegende kognitive und mathematische Basiskompe-
tenzen. Der Antrag benennt zwar mehrere Entwicklungsbereiche, bleibt aber in der Ausgestaltung des 
Modells unscharf und lässt offen, wie eine tatsächlich ganzheitliche Förderung fachlich fundiert, per-
sonell abgesichert und systematisch organisiert werden soll. 
 
Entscheidend ist, dass Maßnahmen zur Förderung der Schulfähigkeit nicht isoliert neben bereits be-
stehenden Instrumenten stehen dürfen. Die in Nordrhein-Westfalen bestehenden verschiedenen An-
sätze der alltagsintegrierten Sprachbildung und Entwicklungsförderung sind zwingend mitzubedenken 
und einzubinden. Mit Blick auf die zentralen bildungspolitischen Herausforderungen bedarf es nicht 
einzelner unabgestimmter Maßnahmen, sondern eines abgestimmten Gesamtkonzepts für den Über-
gang von der Kita in die Grundschule in gemeinsamer Verantwortung der zuständigen Ressorts, der 
Kommunen, der Träger, der Schulen, der Jugendhilfe und des öffentlichen Gesundheitsdienstes. 
 
Nicht nachvollziehbar bleibt, dass die Erkenntnisse der Enquetekommission „Chancengleichheit in der 
Bildung“ und die darin fraktionsübergreifend ausgesprochenen Handlungsempfehlungen (Drucksache 
18/15900) in den Beratungen und bei den konkreten Vorschlägen zur Umsetzung von Maßnahmen 
scheinbar lediglich eine untergeordnete Rolle zu spielen scheinen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

 
Thilo Waasem 


